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30. ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Dro-
gen- und Verbrechensbekämpfung erneut, seine den Mit-
gliedstaaten auf Antrag gewährte technische Hilfe zu verstär-
ken, die internationale Zusammenarbeit bei der Verhütung
und Bekämpfung des Terrorismus durch die Erleichterung
der Ratifikation und Durchführung der universellen Überein-
kommen und Protokolle betreffend den Terrorismus in enger
Abstimmung mit dem Ausschuss zur Bekämpfung des Terro-
rismus und seinem Exekutivdirektorium zu vertiefen und
auch künftig zur Tätigkeit des Arbeitsstabs Terrorismusbe-
kämpfung beizutragen, und bittet die Mitgliedstaaten, dem
Büro angemessene Ressourcen für die Wahrnehmung seines
Mandats bereitzustellen;

31. ersucht das Büro der Vereinten Nationen für Dro-
gen- und Verbrechensbekämpfung, den Mitgliedstaaten auf
Antrag auch weiterhin technische Hilfe zur Stärkung der
Rechtsstaatlichkeit zu leisten und dabei auch die Arbeit der
Sekretariats-Gruppe für Koordinierung und Ressourcen im
Bereich Rechtsstaatlichkeit und der anderen zuständigen Or-
gane der Vereinten Nationen zu berücksichtigen;

32. nimmt Kenntnis von dem Bericht der zwischen-
staatlichen Sachverständigengruppe für die Überprüfung und
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Erklärung622, der Erklärung über die Leitgrundsätze für die
Senkung der Drogennachfrage623, des Aktionsplans für inter-
nationale Zusammenarbeit bei der Ausmerzung des uner-
laubten Anbaus von Betäubungsmittelpflanzen und für Al-
ternative Entwicklung624, des Aktionsplans zur Verwirkli-
chung der Erklärung über die Leitgrundsätze für die Sen-
kung der Drogennachfrage625 und der während des Tagungs-
teils auf Ministerebene der sechsundvierzigsten Tagung der
Suchtstoffkommission verabschiedeten gemeinsamen Minis-
tererklärung626,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Ver-
einten Nationen627, die Bestimmungen des Ergebnisses des
Weltgipfels 2005628 zur Bekämpfung des Weltdrogenpro-
blems, die Politische Erklärung zu HIV/Aids629 und andere
einschlägige Resolutionen der Vereinten Nationen, nament-
lich die Resolution 64/182 der Generalversammlung vom
18. Dezember 2009 und die Resolutionen über regionale und
internationale Zusammenarbeit zur Verhütung der Abzwei-
gung und des Schmuggels von Ausgangsstoffen,

sowie unter Hinweis darauf, dass die Generalversamm-
lung in ihrer Resolution 64/182 die Politische Erklärung und
den Aktionsplan für internationale Zusammenarbeit zuguns-
ten einer integrierten und ausgewogenen Strategie zur Be-
kämpfung des Weltdrogenproblems annahm, die auf dem Ta-
gungsteil auf hoher Ebene der zweiundfünfzigsten Tagung
der Suchtstoffkommission verabschiedet wurden630, und die
Staaten aufforderte, für die vollständige Durchführung der
darin aufgeführten Maßnahmen zu sorgen, damit sie ihre Zie-
le und Zielvorgaben rasch erfüllen können,

ferner unter Hinweis auf die vom Wirtschafts- und Sozi-
alrat verabschiedeten Resolutionen 2010/17 und 2010/21
vom 22. Juli 2010 über die Neuordnung der Aufgaben des
Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechens-
bekämpfung und Abänderung des strategischen Rahmens,

unter Begrüßung der Maßnahmen des Büros der Verein-
ten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung zur
Erarbeitung eines thematisch und regional ausgerichteten
Programmansatzes für seine Tätigkeiten,
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werden, und von der Anwendung neuer Abzweigungsmetho-
den durch organisierte kriminelle Gruppen,

in der Erkenntnis, dass in den letzten Jahren in mehreren
Weltregionen der Konsum von Substanzen zu beobachten ist,
die von den internationalen Suchtstoffübereinkommen nicht
erfasst werden und die eine Gefahr für die öffentliche Ge-
sundheit darstellen können, und Kenntnis nehmend von im-
mer zahlreicheren Berichten über die Herstellung von Sub-
stanzen, vorwiegend pflanzlichen Mischungen, die syntheti-
sche Cannabinoid-Rezeptor-Agonisten enthalten, deren psy-
choaktive Wirkung der des Cannabis ähnelt,

sowie in der Erkenntnis, dass die internationale Zusam-
menarbeit bei der Senkung des Angebots und der Nachfrage
gezeigt hat, dass durch nachhaltige und gemeinsame Anstren-
gungen positive Ergebnisse erzielt werden können, und mit
dem Ausdruck ihrer Anerkennung für die diesbezüglichen In-
itiativen auf regionaler und internationaler Ebene,

bekräftigend, dass das Weltdrogenproblem weiter eine
gemeinsame und geteilte Verantwortung darstellt, die eine
wirksame und verstärkte internationale Zusammenarbeit so-
wie einen integrierten, disziplinübergreifenden, komplemen-
tären und ausgewogenen Ansatz für angebots- und nachfrage-
senkende Strategien erfordert,

in der Erkenntnis, dass die Suchtstoffkommission und
ihre Nebenorgane, im Verein mit dem Internationalen Sucht-
stoff-Kontrollamt, als die Organe der Vereinten Nationen mit
der Hauptverantwortung für Fragen der Drogenkontrolle eine
vorrangige Rolle übernehmen, sowie in der Erkenntnis, dass
es geboten ist, die wirksame Umsetzung und Weiterverfol-
gung der Politischen Erklärung und des Aktionsplans für in-
ternationale Zusammenarbeit zugunsten einer integrierten
und ausgewogenen Strategie zur Bekämpfung des Weltdro-
genproblems zu fördern und zu erleichtern,

bekräftigend, dass die Bekämpfung des Weltdrogenpro-
blems unter allen seinen Aspekten von politischer Seite die
Entschlossenheit zur Angebotssenkung als fester Bestandteil
einer ausgewogenen und umfassenden Drogenkontrollstrate-
gie erfordert, die den Grundsätzen entspricht, die in der von
der Generalversammlung auf ihrer zwanzigsten Sonderta-
gung angenommenen Politischen Erklärung und in den Maß-
nahmen zur Ausweitung der internationalen Zusammenarbeit
bei der Bekämpfung des Weltdrogenproblems635, einschließ-
lich des ebenfalls auf der genannten Tagung angenommenen
Aktionsplans für internationale Zusammenarbeit bei der Aus-
merzung des unerlaubten Anbaus von Betäubungsmittel-
pflanzen und für Alternative Entwicklung, verankert sind,

desgleichen bekräftigend, dass die Reduzierung des un-
erlaubten Drogenkonsums und seiner Folgen von politischer
Seite die Entschlossenheit zu nachfragesenkenden Maßnah-
men erfordert, die durch nachhaltige, breit angelegte Initiati-
ven zur Nachfragesenkung unter Beweis gestellt werden
muss, die einen das gesamte Spektrum von Maßnahmen zur

Prävention, Aufklärung, Frühintervention, Behandlung, Un-
terstützung bei der Genesung, Rehabilitation und Wiederein-
gliederung umfassenden Ansatz im Bereich der öffentlichen
Gesundheit beinhalten, im Einklang mit der von der General-
versammlung auf ihrer zwanzigsten Sondertagung angenom-
menen Erklärung über die Leitgrundsätze für die Senkung der
Drogennachfrage,

unter Hinweis auf die in ihrer Resolution 64/182 enthal-
tene Empfehlung an den Wirtschafts- und Sozialrat, einen sei-
ner Tagungsteile auf hoher Ebene einem Thema im Zusam-
menhang mit dem Weltdrogenproblem zu widmen, sowie die
Empfehlung an die Generalversammlung, eine Sondertagung
zur Behandlung des Weltdrogenproblems abzuhalten,

im Bewusstsein der Notwendigkeit, die Öffentlichkeit
für die Risiken und Bedrohungen zu sensibilisieren, die allen
Gesellschaften durch die verschiedenen Aspekte des Welt-
drogenproblems entstehen,

1. fordert die Staaten auf, nach Bedarf rasch die er-
forderlichen Schritte zu unternehmen, um die Maßnahmen
durchzuführen und die Ziele und Zielvorgaben zu erfüllen,
welche in der Politischen Erklärung und dem Aktionsplan für
internationale Zusammenarbeit zugunsten einer integrierten
und ausgewogenen Strategie zur Bekämpfung des Welt-
drogenproblems enthalten sind, die von der Generalversamm-
lung auf ihrer vierundsechzigsten Tagung verabschiedet
wurden630 ;

2. erklärt erneut, dass die Bekämpfung des Weltdro-
genproblems eine gemeinsame und geteilte Verantwortung
darstellt, die in einem multilateralen Rahmen wahrgenommen
werden muss, einen integrierten und ausgewogenen Ansatz
erfordert und in voller Übereinstimmung mit den in der Char-
ta der Vereinten Nationen verankerten Zielen und Grundsät-
zen und anderen Bestimmungen des Völkerrechts, der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte636 und der Erklärung
und des Aktionsprogramms von Wien637 betreffend die Men-
schenrechte stehen muss, insbesondere unter voller Achtung
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fen, den unerlaubten Verkehr damit und den Missbrauch die-
ser Stoffe am unmittelbarsten betroffen sind;

4. bekräftigt die von den Mitgliedstaaten eingegange-
ne Verpflichtung zur Förderung, Entwicklung, Überprüfung
oder Stärkung wirksamer, umfassender und integrierter Pro-
gramme zur Senkung der Drogennachfrage, die wissenschaft-
lich fundiert sind und ein Spektrum von Maßnahmen abde-
cken, darunter Primärprävention, Frühintervention, Behand-
lung, Betreuung, Rehabilitation, Wiedereingliederung in die
Gesellschaft und damit zusammenhängende Unterstützungs-
dienste, die die Gesundheit und das soziale Wohl von Einzel-
personen, Familien und Gemeinwesen fördern und die schäd-
lichen Folgen des Drogenmissbrauchs für den einzelnen
Menschen wie auch für die Gesellschaft insgesamt mindern
sollen, unter Berücksichtigung der besonderen Problematik
von Drogenkonsumenten mit hohem Risiko, in voller Einhal-
tung der drei internationalen Suchtstoffübereinkommen und
im Einklang mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften, und
verpflichtet die Mitgliedstaaten, mehr Ressourcen darauf zu
verwenden, den nichtdiskriminierenden Zugang zu den ge-
nannten Interventionen zu gewährleisten, so auch in Haftan-
stalten, eingedenk dessen, dass bei diesen Interventionen
auch Faktoren, die die menschliche Entwicklung untergraben,
wie etwa Armut und gesellschaftliche Ausgrenzung, zu be-
rücksichtigen sind;

5. registriert mit großer Besorgnis die schädlichen
Folgen des Drogenmissbrauchs für den Einzelnen wie für die
Gesellschaft, bekräftigt die Verpflichtung aller Mitgliedstaa-
ten, im Rahmen umfassender, einander ergänzender und sek-
torübergreifender Strategien zur Senkung der Drogennachfra-
ge gegen diese Probleme anzugehen, insbesondere mit Strate-
gien, die sich gezielt an junge Menschen richten, nimmt au-
ßerdem mit großer Besorgnis Kenntnis von dem bestürzenden
Anstieg der Fälle von HIV/Aids und anderen durch Blut über-
tragenen Krankheiten bei injizierenden Drogenkonsumenten,
bekräftigt die von allen Mitgliedstaaten eingegangene Ver-
pflichtung, auf das Ziel des allgemeinen Zugangs zu umfas-
senden Präventionsprogrammen, Behandlung, Betreuung und
damit zusammenhängenden Unterstützungsdiensten hinzuar-
beiten, unter voller Einhaltung der internationalen Suchtstoff-
übereinkommen, im Einklang mit den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften und unter Berücksichtigung aller ein-
schlägigen Resolutionen der Generalversammlung und gege-
benenfalls des WHO, UNODC, UNAIDS Technical Guide for
Countries to Set Targets for Universal Access to HIV Preven-
tion, Treatment and Care for Injecting Drug Users (Techni-
scher Leitfaden der WHO, des UNODC und des UNAIDS für
die Länder zur Festlegung von Zielvorgaben für den allge-
meinen Zugang injizierender Drogenkonsumenten zu HIV-
Prävention, -Behandlung und -Betreuung)638, und ersucht das
Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechens-
bekämpfung, sein Mandat auf diesem Gebiet in enger Zusam-
menarbeit mit den zuständigen Organisationen und Program-

men des Systems der Vereinten Nationen, darunter die Welt-
gesundheitsorganisation, das Entwicklungsprogramm der
Vereinten Nationen und das Gemeinsame Programm der Ver-
einten Nationen für HIV/Aids, wahrzunehmen;

6. legt den Mitgliedstaaten nahe, im Einklang mit
Resolution 53/4 der Suchtstoffkommission vom 12. März
2010631 die angemessene Verfügbarkeit international kontrol-
lierter legaler Drogen zu medizinischen und wissenschaftli-
chen Zwecken zu fördern und gleichzeitig ihre Abzweigung
und ihren Missbrauch zu verhindern;

7. anerkennt die anhaltenden Anstrengungen und
Fortschritte bei der Bekämpfung des Weltdrogenproblems,
nimmt mit großer Besorgnis Kenntnis von der anhaltenden
unerlaubten Gewinnung von Opium und dem unerlaubten
Verkehr damit, der anhaltenden unerlaubten Herstellung von
Kokain und dem unerlaubten Verkehr damit, der Zunahme
der unerlaubten Gewinnung von Cannabis und des unerlaub-
ten Verkehrs damit, der anhaltenden weltweiten Ausbreitung
der unerlaubten Herstellung amphetaminähnlicher Stimulan-
zien und der zunehmenden Abzweigung von Ausgangsstof-
fen sowie der damit zusammenhängenden Verteilung uner-
laubter Drogen und ihres Konsums, und betont, dass die auf
nationaler, regionaler und internationaler Ebene unternom-
menen gemeinsamen Anstrengungen zur umfassenderen Be-
wältigung dieser globalen Herausforderungen im Einklang
mit dem Grundsatz der gemeinsamen und geteilten Verant-
wortung gestärkt und intensiviert werden müssen, so auch
durch verstärkte und besser koordinierte technische und fi-
nanzielle Hilfe;

8. bittet die Mitgliedstaaten, im Hinblick auf die Er-
mittlung neuer Routen und Vorgehensweisen krimineller Or-
ganisationen, die sich auf die Abzweigung oder den Schmug-
gel von Stoffen spezialisiert haben, die häufig bei der uner-
laubten Herstellung von Suchtstoffen und psychotropen Stof-
fen verwendet werden, die internationale Zusammenarbeit
und den Informationsaustausch durch geeignete Maßnahmen
zu verstärken, namentlich im Hinblick auf den illegalen Han-
del mit solchen Stoffen über das Internet, und das Internatio-
nale Suchtstoff-Kontrollamt auch weiterhin über solche In-
formationen zu unterrichten;

9. legt den Mitgliedstaaten nahe, gemäß Resolution
53/11 der Suchtstoffkommission vom 12. März 2010631 den
Informationsaustausch über den potenziellen Missbrauch
synthetischer Cannabinoid-Rezeptor-Agonisten und den Ver-
kehr damit zu fördern;

10. anerkennt die Notwendigkeit, sachdienliche Daten
und Informationen betreffend die internationale Zusammen-
arbeit zur Bekämpfung des Weltdrogenproblems auf nationa-
ler, bilateraler, subregionaler, regionaler und internationaler
Ebene zu sammeln, und fordert alle Mitgliedstaaten nach-
drücklich auf, zu diesem Zweck den über die Suchtstoffkom-
mission geführten Dialog zu unterstützen;

11. erkennt außerdem an, dass

a) nachhaltige Anbaukontrollstrategien, die sich ge-
gen den unerlaubten Anbau von Pflanzen für die Herstellung

638 In Englisch verfügbar unter http://www.who.int/hiv/pub/idu/
targetsetting/en/index.html.
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Laboratorien zu integrieren, wissenschaftliche Unterstützung
für die Rahmenstrukturen der Drogenkontrolle bereitzustel-
len und Analysedaten von hoher Qualität weltweit als eine
primäre Informationsquelle zu behandeln;

20. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, dem
Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbe-
kämpfung größtmögliche finanzielle und politische Unterstüt-
zung zu gewähren, indem sie die Zahl der Geber erhöhen und
mehr freiwillige Beiträge leisten, insbesondere nicht zweck-
gebundene Beiträge, damit es seine operativen Tätigkeiten und
die Aktivitäten auf dem Gebiet der technischen Zusammenar-
beit im Rahmen seines Mandats fortsetzen, ausweiten, verbes
0 Tw
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damit zusammenhängende Fragen im Nahen und Mittleren
Osten, auch künftig zur Stärkung der regionalen und interna-
tionalen Zusammenarbeit beizutragen, und nimmt in diesem
Zusammenhang Kenntnis von den Gesprächen, die auf der
zwanzigsten Tagung der Leiter nationaler Drogenbekämp-
fungsbehörden Lateinamerikas und der Karibik vom 4. bis
7. Oktober 2010 in Lima geführt wurden645;

27. begrüßt die laufenden Anstrengungen zur Stär-
kung der regionalen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
des unerlaubten Drogenverkehrs und der Abzweigung von
chemischen Ausgangsstoffen, die von den Mitgliedern der
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten, der Shanghaier Organi-
sation für Zusammenarbeit, der Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit, der Organisation des Vertrags über kol-
lektive Sicherheit, der Eurasischen Gruppe zur Bekämpfung
der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung sowie von
anderen zuständigen subregionalen und regionalen Organisa-
tionen und Initiativen unternommen werden, darunter der Ak-
tionsplan betreffend die Bekämpfung des Terrorismus, des
unerlaubten Drogenverkehrs und der organisierten Kriminali-
tät, der auf der unter der Schirmherrschaft der Shanghaier Or-
ganisation für Zusammenarbeit am 27. März 2009 in Moskau
abgehaltenen Sonderkonferenz verabschiedete wurde646, die
einschlägigen Beschlüsse des am 10. und 11. Juni 2010 in
Taschkent abgehaltenen Gipfeltreffens der Shanghaier Orga-
nisation für Zusammenarbeit und die Anstrengungen im Rah-
men des ständigen Mechanismus zur Suchtstoffbekämpfung
„Channel“;

28. anerkennt die sonstigen auf Regionalebene zur Be-
kämpfung des unerlaubten Drogenverkehrs und zur Ausein-
andersetzung mit der Nachfrage nach unerlaubten Drogen
laufend unternommenen Anstrengungen, beispielsweise die-
jenigen der Interamerikanischen Kommission der Organisa-
tion der amerikanischen Staaten zur Bekämpfung des Dro-
genmissbrauchs sowie diejenigen der für Drogenfragen zu-
ständigen hochrangigen Amtsträger des Verbands Südost-
asiatischer Nationen zur Bekämpfung der Gewinnung uner-
laubter Drogen, des Verkehrs damit und ihres Konsums (Ar-
beitsplan 2009-2015) mit dem Ziel, Südostasien bis 2015 dro-
genfrei zu machen;

29. fordert die zuständigen Organisationen und Institu-
tionen der Vereinten Nationen und die sonstigen internationa-
len Organisationen auf und bittet die internationalen Fi-
nanzinstitutionen, einschließlich der regionalen Entwick-
lungsbanken, Drogenkontrollfragen durchgängig in ihre Pro-
gramme aufzunehmen, und fordert das Büro der Vereinten Na-
tionen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung auf, seine
führende Rolle bei der Bereitstellung sachdienlicher Informa-
tionen und technischer Hilfe auch weiterhin wahrzunehmen;

30. nimmt Kenntnis von dem Bericht des General-
sekretärs647 und ersucht den Generalsekretär, der Generalver-

sammlung auf ihrer sechsundsechzigsten Tagung einen Be-
richt über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 65/240

Verabschiedet auf der 73. Plenarsitzung am 24. Dezember 2010,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 104 Stimmen bei
22 Gegenstimmen und 33 Enthaltungen, auf Empfehlung des
Ausschusses (A/65/454 und Corr.1, Ziff. 27)648:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Arabische Republik
Syrien, Argentinien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri-
nationaler Staat), Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burki-
na Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Demo-
kratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik La-
os, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, Eritrea, Fi-
dschi, Gabun, Ghana, Grenada, Guatemala, Guyana, Haiti, Hon-
duras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamai-
ka, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kasachstan, Ka-
tar, Kolumbien, Kongo, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia,
Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malay-
sia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko,
Mongolei, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria,
Oman, Pakistan, Panama, Peru, Philippinen, Ruanda, Russische
Föderation, Salomonen, Sambia, Saudi-Arabien, Senegal, Sim-
babwe, Singapur, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Swasiland, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Türkei,
Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Uruguay, Venezuela (Bolivari-
sche Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Repu-




